
Information über die Verarbeitung Ihrer Daten nach Art. 13 der Verordnung (EU) 

Nr. 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO) 

Falls Sie im Anhörungsverfahren Einwendungen erheben, verarbeitet das 

Regierungspräsidium Kassel personenbezogene Daten von Ihnen. In diesem Fall beachten 

Sie bitte nachfolgende Informationen gem. Art. 13 und 14 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 

(Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO). 

1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 

Regierungspräsidium Kassel 

Am Alten Stadtschloss 1 

34117 Kassel 

Telefon: 0561 1060 

Fax: 0611 327641611 

E-Mail: poststelle@rpks.hessen.de 

2. Datenschutzbeauftragter 

Den Datenschutzbeauftragten des Regierungspräsidiums Kassel erreichen Sie unter den 

vorgenannten Kontaktdaten sowie über folgende E-Mail: dsb@rpks.hessen.de. 

3. Zwecke und Rechtsgrundlage der Verarbeitung 

Die Datenverarbeitung erfolgt nach § 3 Abs. 1 HDSIG in Verbindung mit den Regelungen zur 

Durchführung des Planfeststellungsverfahrens nach § 28 Personenbeförderungsgesetz 

(PBefG) i. V. m. § 73 ff. Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG). Die 

Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist zur Bearbeitung Ihrer Einwendung, 

gegebenenfalls zur Information über einen Erörterungstermin sowie in den gesetzlich 

vorgeschriebenen Fällen zur Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses erforderlich. Sofern 

Sie durch das Vorhaben in Ihrem Grundeigentum betroffen sind, werden entsprechende 

Angaben vom Vorhabenträger über die Grundbuchämter der zuständigen Amtsgerichte 

eingeholt; sie sind nicht Teil der öffentlich auszulegenden Unterlagen. Sollten Sie bei der 

Erhebung Ihrer Einwendung von einer anderen Person vertreten werden, werden uns Ihre 

personenbezogenen Daten durch diese Person mitgeteilt. 

4. Empfänger oder Kategorien von Empfängern 

Für die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens ist es erforderlich, Ihre Einwendung an 

den Vorhabenträger, die Kassler Verkehrs-Gesellschaft AG (KVG), weiterzuleiten. Sofern der 

Vorhabenträger externe Gutachter oder ein Planungsbüro beauftragt hat, wird Ihre 

Einwendung diesen zur Vorbereitung einer Erwiderung übermittelt. Wenn Ihre Einwendung 

den fachlichen Zuständigkeitsbereich von am Verfahren beteiligten Trägern öffentlicher 

Belange berührt, wird Ihre Einwendung diesen zur Prüfung übermittelt. Im Falle eines 

anschließenden Gerichtsverfahrens werden Ihre personenbezogenen Daten an das 

zuständige Gericht übermittelt. Im Falle eines anschließenden Enteignungs- oder 

Flurbereinigungsverfahrens werden Ihre personenbezogenen Daten, soweit erforderlich, an 

die zuständige Enteignungsbehörde oder das zuständige Amt für Bodenmanagement 

übermittelt. Die übermittelten personenbezogenen Daten dürfen von den genannten Stellen 

ausschließlich zur Durchführung des Verfahrens verarbeitet werden. 
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5. Speicherdauer und –fristen 

Zur Bestimmung des Zeitpunkts der Datenlöschung beachtet das Regierungspräsidium Kassel 

die Aufbewahrungsfristen, sich aus dem Erlass zur Aktenführung in den Dienststellen des 

Landes Hessen (AfE) und den damit zusammenhängenden, gesetzlichen Vorgaben ergeben. 

6. Ihre Rechte 

Nach Art. 15 DSGVO können Sie von dem Verantwortlichen über die Verarbeitung Ihrer 

personenbezogenen Daten Auskunft verlangen. Nach Art. 16 DSGVO haben Sie das Recht 

auf Berichtigung der Daten. Unter den Voraussetzungen des Art. 17 DSGVO haben Sie das 

Recht, die Löschung Ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen. Ein Recht auf Löschung 

kommt allerdings nicht in Betracht, wenn die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen 

Verpflichtung erforderlich ist oder zur Wahrnehmung einer Aufgabe dient, die im öffentlichen 

Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Regierungspräsidium 

Kassel übertragen wurde, Art. 17 Abs. 3 lit. b) DSGVO. Art. 18 Abs. 1 DSGVO gewährt Ihnen 

unter den dort aufgeführten Voraussetzungen ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung. 

Art. 20 DSGVO gewährt Ihnen ein Recht auf Datenübertragbarkeit. 

Das Recht auf Widerspruch nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO besteht nach § 35 des Hessischen 

Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes (HDSIG) nicht, soweit eine Rechtsvorschrift 

zur Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten verpflichtet. 

Wenn Sie der Ansicht sind, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen 

Daten gegen die DSGVO verstößt, können Sie Beschwerde bei dem o. g. behördlichen 

Datenschutzbeauftragten einreichen. Darüber hinaus können Sie nach Art. 77 Abs. 1 DSGVO 

Beschwerde bei der folgenden Aufsichtsbehörde einreichen: 

Der Hessische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 

Postfach 3163 

65021 Wiesbaden 

 

7. Verpflichtung zur Bereitstellung personenbezogener Daten 

Die Bereitstellung Ihrer personenbezogenen Daten ist im Rahmen des 

Planfeststellungsverfahrens für die unter Ziffer 3 genannten Zwecke erforderlich. Die 

Nichtbereitstellung kann für Sie Nachteile haben und insbesondere die Geltendmachung Ihrer 

Belange im Verwaltungsverfahren erschweren. 


